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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1993 Ausgegeben a m 20. April 1993 97. Stück

2 5 6 . Bundesgesetz: Kompetenzbereinigungsgesetz 1992
(NR: GP XVIII RV 656 AB 1003 S. 109. BR: 4502 AB 4511 S. 568.)

2 5 7 . Bundesgesetz: Kompetenz-Abbaugesetz
(NR: GP XVIII RV 859 AB 1004 S. 109. BR: 4503 AB 4512 S. 568.)

2 5 6 . Bundesgesetz zur Bereinigung von
Überschneidungen im Wirkungsbereich der
Bundesministerien (Kompetenzbereinigungs-

gesetz 1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1

Das Bundesministeriengesetz 1986, BGBl. Nr. 76,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 25/1993, wird wie folgt geändert:

1. In Abschnitt H Z 1 des Teiles 2 der Anlage zu
§ 2 werden nach dem Wort „Kartellrecht." nach
einem Absatz die Worte „Angelegenheiten der
juristischen Personen des Privatrechts." eingefügt.

2. Abschnitt M Z 13 des Teiles 2 der Anlage zu
§ 2 lautet:

„13. Verkehrspolitische und schiffahrtsspezifische
Angelegenheiten des Wasserbaues hinsicht-
lich Wasserstraßen; verkehrspolitische Ange-
legenheiten des Straßenbaus"

3. Nach § 17 wird als § 17 a eingefügt:

„§ 17 a. Abschnitt H Z 1 und Abschnitt M Z 13
des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993 tritt mit 1. Juli
1993 in Kraft."

Artikel 2

Das Umwelt- und Wasserwirtschaftsfondsgesetz,
BGBl. Nr. 79/1987, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 237/1991, wird wie folgt
geändert:

1. Die Bezeichnung „Artikel I" vor dem ersten
Abschnitt, Artikel II samt seiner Überschrift und die
Bezeichnung „Artikel III" werden aufgehoben.

2. § 9 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Höhe der für die Inanspruchnahme der
Tätigkeit des Umweltbundesamtes zu entrichtenden
Entgelte ist nach dem Grundsatz der Kostendek-
kung vom Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie in einem Tarif festzusetzen. Die Entgelte
sind Einnahmen des Bundes."

3. Nach § 18 wird die Überschrift „4. AB-
SCHNITT' und darunter die Überschrift „Vollzie-
hung und Inkrafttreten" eingefügt, vor der
Bezeichnung „(1)" wird die Paragraphenbezeich-
nung „§ 19" eingefügt.

4. § 19 (neu bezeichnet) Abs. 2 Z 1 lautet:

„1. hinsichtlich des §2 Abs. 1 zweiter Satz der
Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Finanzen;"

5. § 19 Abs. 3 entfällt.

6. Nach § 19 wird folgender § 20 eingefügt:

„§ 20. (1) Die Änderungen der Artikelbezeich-
nungen, die neue Bezeichnung des § 19, § 9 Abs. 1
und § 19 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 256/1993 treten mit 1. Juli 1993 in
Kraft.

(2) § 19 Abs. 3 tritt mit Ablauf des 30. Juni 1993
außer Kraft."

Artikel 3

Das Bundesgesetz betreffend den Urlaub und die
Abfertigung für Arbeitnehmer in der Bauwirtschaft
(Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz),
BGBl. Nr. 414/1972, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 682/1991, wird wie folgt
geändert:
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1. §2 Abs. 4 lautet:

„(4) In den Geltungsbereich dieses Bundesgeset-
zes sind auf gemeinsamen Antrag der gesetzlichen
Interessenvertretung der Arbeitgeber und des
Österreichischen Gewerkschaftsbundes, Gewerk-
schaft der Bau- und Holzarbeiter, durch Verord-
nung des Bundesministers für Arbeit und Soziales
andere Betriebsarten einzubeziehen, wenn in diesen
die für die Urlaubshaltung und die Entstehung des
Abfertigungsanspruches maßgeblichen Beschäfti-
gungsbedingungen in ähnlicher Weise gestaltet sind
wie in den in Abs. 1 und 2 aufgezählten
Betriebsarten."

2. § 3 Abs. 5 lautet:.

„(5) Ist eine Einheitlichkeit der Urlaubs- und
Abfertigungsregelungen aus Gründen der betriebli-
chen Verwaltungsarbeit erforderlich und führt sie
zur Beseitigung von sich sonst ergebenden Härten
für die Arbeitnehmer, können auf gemeinsamen
Antrag der zuständigen gesetzlichen Interessenver-
tretung der Arbeitgeber und des Österreichischen
Gewerkschaftsbundes, Gewerkschaft der Bau- und
Holzarbeiter, sämtliche Arbeitnehmer im Sinne des
§ 1 Abs. 1, die in einem Mischbetrieb beschäftigt
werden, durch Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales in den Geltungsbereich dieses
Bundesgesetzes einbezogen werden. Die Einbezie-
hung ist auf gemeinsamen Antrag der genannten
Interessenvertretungen oder von Amts wegen
aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für die
Einbeziehung weggefallen sind."

3. § 41 lautet:

„§ 41. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. hinsichtlich der §§ 12 und 28 Abs. 1 der
Bundesminister für Justiz,

2. im übrigen der Bundesminister für Arbeit und
Soziales."

4. Als § 42 wird angefügt:

„§ 42. § 2 Abs. 4, § 3 Abs. 5 und § 41 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993
treten mit 1. Juli 1993 in Kraft. Die sich daraus
ergebende Änderung der Zuständigkeit zur Erlas-
sung der Verordnungen gilt für die Erlassung von
Verordnungen nach dem 30. Juni 1993 und die
Aufhebung von vor dem 1. Juli 1993 erlassenen
Verordnungen."

Artikel 4

Das Bundesgesetz über Stiftungen und Fonds
(Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz), BGBl.
Nr. 11/1975, wird wie folgt geändert:

1. § 43 Z 2 lit. c lautet:

,,c) für Stiftungen und Fonds für Zwecke des
Gesundheitswesens und des Sports der

Bundesminister für Gesundheit, Sport und
Konsumentenschutz;"

2. In § 43 Z 2 lit. d wird das Wort „und" durch
einen Strichpunkt ersetzt; folgende lit. e wird
angefügt:

„e) für Stiftungen und Fonds für Zwecke des
Umweltschutzes der Bundesminister für Um-
welt, Jugend und Familie und".

3. § 43 Z 3 lautet:

„3. für alle übrigen Stiftungen und Fonds und
hinsichtlich des § 40 für alle Stiftungen und
Fonds der Bundesminister für Inneres."

4. Der bisherige Wortlaut des § 44 erhält die
Bezeichnung „(1)"; als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) § 43 Z 2 lit. c bis e und § 43 Z 3 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993
treten mit 1. Juli 1993 in Kraft."

Artikel 5

Das Bundesgesetz über die Errichtung eines
Fonds „Österreichisches Bundesinstitut für Gesund-
heitswesen", BGBl. Nr. 63/1973, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 315/1987, wird wie folgt
geändert:

1. In § 5 Abs. 1 erster Satz wird das Wort
„vierzehn" durch „dreizehn" ersetzt.

2. § 5 Abs. 1 Z 4 entfällt; die Z 5 bis 10 werden als
Z „4" bis „9" bezeichnet.

3. § 17 Abs. 1 lautet:

„(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich

1. des §5 Abs. 1 Z 2 der Bundesminister für
Arbeit und Soziales,

2. des § 5 Abs. 1 Z 3 und des § 13 der
Bundesminister für Finanzen,

3. des § 5 Abs. 1 Z 4 der Bundesminister für
Unterricht und Kunst,

4. des § 5 Abs. 1 Z 5 der Bundesminister für
Wissenschaft und Forschung und

5. der übrigen Bestimmungen der Bundesmini-
ster für Gesundheit, Sport und Konsumenten-
schutz

betraut."

4. § 17 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 5 Abs. 1 erster Satz, der Entfall des § 5
Abs. 1 Z 4 und die Änderung der Gliederungsbe-
zeichnungen in § 5 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 256/1993 treten mit 1. Juli 1993 in
Kraft."

Artikel 6

Das Bundesgesetz zur Durchführung des Über-
einkommens vom 3. März 1973 über den internatio-
nalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender
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Tiere und Pflanzen, BGBl. Nr. 189/1982, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 366/
1989, wird wie folgt geändert:

1. §2 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Bundesminister für Finanzen hat mit
Verordnung kundzumachen, welche Waren nach
der Gliederung des Zolltarifes, Zolltarifgesetz 1988,
BGBl. Nr. 155/1987, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 692/1991, in der jeweils
geltenden Fassung, als Teile oder Erzeugnisse einer
geschützten Art in Frage kommen."

2. § 13 Abs. 3 lautet:

„(3) Mit der Vollziehung des § 2 Abs. 2 ist der
Bundesminister für Finanzen betraut."

3. Als § 14 wird angefügt:

„§ 14. § 2 Abs. 2 und § 13 Abs. 3 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft."

Artikel 7

Das BDG 1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 873/1992, wird
wie folgt geändert:

1. Im § 60 Abs. 2 entfallen die Worte „im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler".

2. § 160 Abs. 2 lautet:

„(2) Wird eine solche Freistellung gewährt, so ist
entsprechend dem

1. § 74 (Sonderurlaub) oder
2. § 75 (Karenzurlaub)

vorzugehen. Eine Freistellung, die im Fall der Z 1
länger als sechs Monate und im Fall der Z 2 länger
als drei Jahre dauert, bedarf der Zustimmung des
Bundeskanzlers. Die Zeit der Freistellung nach Z 2
ist für die Vorrückung und den Ruhegenuß zu
berücksichtigen."

3. Im § 194 Abs. 4 erster Satz entfallen die Worte
„dem Bundeskanzler und".

4. Dem §246 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) § 60 Abs. 2, § 160 Abs. 2 und § 194 Abs. 4 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/
1993 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft."

Artikel 8

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 873/
1992 und die Kundmachung BGBl. Nr. 163/1993,
wird wie folgt geändert:

1. §4 Abs. 9 lautet:

„(9) Für ein Kind, das das 18., aber noch nicht das
27. Lebensjahr vollendet hat, kann vom zuständigen

Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen der Steigerungsbetrag ge-
währt werden, wenn

1. berücksichtigungswürdige Gründe vorliegen
und

2. weder das Kind noch sein Ehegatte über
eigene Einkünfte verfügt, die die Hälfte des
Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe C
(zuzüglich allfälliger Teuerungszulagen) er-
reichen."

2. § 12 Abs. 3 lautet:

„(3) Zeiten gemäß Abs. 1 lit. b, in denen der
Beamte eine Tätigkeit ausgeübt oder ein Studium
betrieben hat, können mit Zustimmung des
Bundeskanzlers im öffentlichen Interesse insoweit
zur Gänze berücksichtigt werden, als die Tätigkeit
oder das Studium für die erfolgreiche Verwendung
des Beamten von besonderer Bedeutung ist. Solche
Zeiten sind jedoch ohne Zustimmung des Bundes-
kanzlers zur Gänze zu berücksichtigen,

1. soweit sie bereits im unmittelbar vorangegan-
genen Bundesdienstverhältnis nach dem er-
sten Satz, nach § 26 Abs. 3 des Vertragsbe-
dienstetengesetzes 1948 oder nach einer
gleichartigen Bestimmung einer anderen
Rechtsvorschrift zur Gänze berücksichtigt
worden sind und

2. der Beamte bei Beginn des öffentlich-rechtli-
chen Dienstverhältnisses nach wie vor die
hiefür maßgebende Verwendung ausübt."

3. Im § 15 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Worten
„Die Pauschalierung bedarf" die Worte „in den
Fällen des Abs. 1 Z 1, 3 bis 6 und 10" eingefügt.

4. Nach §15 Abs. 2 wird folgender Abs. 2 a
eingefügt:

„(2 a) Bei der Aufnahme in das öffentlich-rechtli-
che Dienstverhältnis bedarf die Pauschalierung
abweichend vom Abs. 2 weder der Zustimmung des
Bundeskanzlers noch der Zustimmung des Bundes-
ministers für Finanzen, wenn

1. der Beamte am Ende des unmittelbar vorange-
gangenen Dienstverhältnisses als Vertragsbe-
diensteter des Bundes das betreffende Pau-
schale bereits gemäß § 22 Abs. 1 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948 in Verbindung mit
§ 15 Abs. 2 bezogen hat und

2. die Anspruchsvoraussetzungen für die Neben-
gebühr sowie Art und Ausmaß der Dienstlei-
stungen nach wie vor unverändert gegeben
sind."

5. Im § 19 zweiter Satz entfallen die Worte „des
Bundeskanzlers und".

6. § 19 a Abs. 2 lautet:

„(2) Bei der Bemessung der Erschwerniszulage ist
auf die Art und das Ausmaß der Erschwernis
angemessen Rücksicht zu nehmen. Die Bemessung
der Erschwerniszulage und ihre Pauschalierung
bedürfen der Zustimmung des Bundeskanzlers."
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7. § 19 b Abs. 2 lautet:

„(2) Bei der Bemessung der Gefahrenzulage ist
auf die Art und das Ausmaß der Gefahr angemessen
Rücksicht zu nehmen. Die Bemessung der Gefah-
renzulage und ihre Pauschalierung bedürfen der
Zustimmung des Bundeskanzlers."

8. § 20 a Abs. 2 lautet:

„(2) Die Fehlgeldentschädigung ist unter Zu-
grundelegung von Erfahrungswerten nach Billigkeit
zu bemessen. Die Bemessung der Fehlgeldentschä-
digung und ihre Pauschalierung bedürfen der
Zustimmung des Bundesministers für Finanzen."

9. § 20 d Abs. 2 lautet:

„(2) Die Vergütung gilt als Erschwerniszulage.
Sie ist nach Art und Umfang der tatsächlichen
Anwendung der Sprache gemäß Abs. 1 in Prozent-
sätzen der im § 59 a Abs. 2 angeführten Dienstzu-
lage zu bemessen. Die Bemessung bedarf der
Zustimmung des Bundeskanzlers."

10. § 24 Abs. 2 lautet:

„(2) Abweichend vom Abs. 1 letzter Satz ist die
Höhe der Vergütung für Dienstkleider vom
zuständigen Bundesminister im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen festzusetzen. Die
Vergütung für Dienstkleider kann ermäßigt oder
auch erlassen werden, wenn es das Interesse des
Bundes geboten erscheinen läßt. Eine unentgeltliche
Überlassung von Dienstkleidern in das Eigentum
des Beamten ist jedoch nur zulässig, wenn die
Tragdauer abgelaufen ist."

11. § 55 Abs. 2 zweiter Satz entfällt.

12. § 65 Abs. 2 lautet:

„(2) Das Gehalt des Beamten beginnt, soweit im
folgenden nicht anderes bestimmt wird, mit der
Gehaltsstufe 1. Wird ein Landeslehrer zum Beamten
des Schulaufsichtsdienstes ernannt, so gebührt ihm
die Gehaltsstufe, die ihm zukäme, wenn er vor
seiner Anstellung als Beamter des Schulaufsichts-
dienstes Bundeslehrer gewesen wäre."

13. §71 Abs. 2 lautet:

„(2) Wird ein Lehrer mit der Fachinspektion für
einzelne Gegenstände betraut, so gebührt ihm für
die Dauer dieser Verwendung zu seinem Monatsbe-
zug als Lehrer eine Dienstzulage. Die Höhe der
Dienstzulage hat sich nach dem Aufgabenkreis des
Fachinspektors zu richten und ist vom zuständigen
Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen durch Verordnung festzuset-
zen. Die Dienstzulage darf dabei den Unterschieds-
betrag zwischen

1. dem Gehalt des Fachinspektors (einschließlich
der ruhegenußfähigen Zulagen) und

2. dem Gehalt (einschließlich der ruhegenußfähi-
gen Zulagen), das dem Fachinspektor gebüh-
ren würde, wenn er zum Beamten des
Schulaufsichtsdienstes ernannt worden wäre,

nicht übersteigen. Bei Fachinspektoren der Verwen-
dungsgruppe L 3 tritt an die Stelle des Gehaltes des
Beamten des Schulaufsichtsdienstes das Gehalt eines
Lehrers der Verwendungsgruppe L 2a 2 in der
gleichen Gehaltsstufe."

14. Im § 71 a Abs. 1 werden die Worte „Bundes-
ministerium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt und dem Bundesministerium für Finan-
zen" durch die Worte „Bundesminister im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen"
ersetzt.

15. § 73 b Abs. 1 letzter Satz lautet:

„Die Zuerkennung bedarf der Zustimmung des
Bundeskanzlers."

16. Dem § 90 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 4 Abs. 9, § 12 Abs. 3, § 15 Abs. 2 und 2 a,
§ 19, § 19 a Abs. 2, § 19 b Abs. 2, § 20 a Abs. 2,
§ 20 d Abs. 2, § 24 Abs. 2, § 55 Abs. 2, § 65 Abs. 2,
§ 71 Abs. 2, § 71 a Abs. 1 und § 73 b Abs. 1 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993
treten mit 1. Juli 1993 in Kraft."

Artikel 9

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 873/1992 und die Kundmachung BGBl.
Nr. 163/1993, wird wie folgt geändert:

1. § 26 Abs. 3 lautet:

„(3) Zeiten gemäß Abs. 1 lit. b, in denen der
Vertragsbedienstete eine Tätigkeit ausgeübt oder
ein Studium betrieben hat, können mit Zustimmung
des Bundeskanzlers im öffentlichen Interesse
insoweit zur Gänze berücksichtigt werden, als die
Tätigkeit oder das Studium für die erfolgreiche
Verwendung des Vertragsbediensteten von beson-
derer Bedeutung ist. Solche Zeiten sind jedoch ohne
Zustimmung des Bundeskanzlers zur Gänze zu
berücksichtigen,

1. soweit sie bereits im unmittelbar vorangegan-
genen Bundesdienstverhältnis nach dem er-
sten Satz oder nach einer gleichartigen Be-
stimmung einer anderen Rechtsvorschrift zur
Gänze berücksichtigt worden sind und

2. der Vertragsbedienstete bei Beginn des nun-
mehrigen Dienstverhältnisses nach wie vor die
hiefür maßgebende Verwendung ausübt."

2. § 36 lautet:

„Sonderverträge

§ 36. (1) In Ausnahmefällen können im Dienst-
vertrag Regelungen getroffen werden, die von
diesem Bundesgesetz abweichen. Solche Dienstver-
träge sind als Sonderverträge zu bezeichnen und
bedürfen der Genehmigung des Bundeskanzlers
und des Bundesministers für Finanzen.
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(2) Der Bundeskanzler kann im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen bei Bedarf
verbindliche Richtlinien für die einheitliche Gestal-
tung bestimmter Arten von Sonderverträgen festl-
gen. Für den Abschluß solcher Sonderverträge kann
vom Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen eine generelle Geneh-
migung erteilt werden.

(3) Bei Bedarf kann in den Richtlinien nach Abs. 2
auch bestimmt werden, daß der Abschluß solcher
Sonderverträge nur mit Inhabern bestimmter, in den
Richtlinien angeführter Arten von Arbeitsplätzen
zulässig ist."

3. Im § 51 Abs. 5 erster Satz entfallen die Worte
„und des Bundesministers für Finanzen".

4. Der bisherige § 76 erhält die Absatzbezeich-
nung „(1)". Als neuer Abs. 2 wird angefügt:

„(2) § 26 Abs. 3, § 36 samt Überschrift und § 51
Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 256/1993 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft."

Artikel 10

Die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.
Nr. 133, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 277/1992, wird wie folgt geändert:

1. Im § 21 Abs. 1 werden die Worte „das
zuständige Bundesministerium im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzleramt und dem Bundesmini-
sterium für Finanzen" durch die Worte „der
zuständige Bundesminister im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen" ersetzt.

2. § 25 c Abs. 4 lautet:

„(4) Ist für ein Land keine Reisezulage
festgesetzt, so hat der zuständige Bundesminister im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler die Reisezu-
lage unter Bedachtnahme auf Abs. 1 im Einzelfall
festzusetzen."

3. Dem § 76 werden folgende §§ 77 und 78
angefügt:

„Inkrafttreten von Änderungen dieses
Bundesgesetzes

§ 77. § 21 Abs. 1 und § 25 c Abs. 4 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft.

Vollziehung

§ 78. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers
betreffen, dieser Bundesminister betraut."

Artikel 11

Das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz,
BGBl. Nr. 244/1965, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 873/1992, wird wie folgt
geändert:

1. § 6 lautet:

„§ 6. Soweit für einzelne Unterrichtsgegenstände
lehrplanmäßig nicht die Erteilung wöchentlicher
Unterrichtsstunden (Wochenstunden), sondern

1. nur die Abhaltung von Exkursionen oder
tageweisen Lehrveranstaltungen oder

2. Fernunterricht
vorgesehen ist, hat der zuständige Bundesminister
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen unter Bedachtnahme auf die Inanspruch-
nahme des Lehrers bei diesen Lehrveranstaltungen
das Ausmaß der Anrechnung auf die Lehrverpflich-
tung allgemein durch Verordnung oder im Einzel-
fall zu bestimmen."

2. § 7 Abs. 1 lautet:

„(1) Der zuständige Bundesminister hat im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler für Unter-
richtsgegenstände, die

1. vom § 2 nicht erfaßt sind oder
2. neu eingeführt werden,

das Ausmaß der Lehrverpflichtung durch Verord-
nung festzusetzen. Maßgebend hiefür ist die
Belastung des Lehrers im Vergleich zur Belastung
mit den im § 2 Abs. 1 genannten Unterrichtsgegen-
ständen."

3. § 9 Abs. 3 lautet:

„(3) Inwieweit Nebenleistungen, die
1. vom Lehrer außerhalb der mit dem Unterricht

verbundenen Pflichten erbracht werden und
2. durch die Abs. 1 und 2 nicht erfaßt sind,

in die Lehrverpflichtung eingerechnet werden, hat
der zuständige Bundesminister im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen entweder
allgemein durch Verordnung oder im Einzelfall zu
bestimmen. Maßgebend hiefür ist die aus der
Nebenleistung erwachsende zusätzliche Belastung
des Lehrers im Vergleich zu den in den Abs. 1 und 2
angeführten Leistungen."

4. § 10 Abs. 10 lautet:

„(10) Inwieweit Nebenleistungen, die vom
Erzieher außerhalb

1. der gemäß Abs. 1 bis 7 und 9 genannten
Leistungen und

2. der durch die Erzieherzulage gemäß § 60 a des
Gehaltsgesetzes 1956 abgegoltenen Leistun-
gen

erbracht werden, in die Lehrverpflichtung einge-
rechnet werden, hat der zuständige Bundesminister
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen entweder allgemein durch Verordnung
oder im Einzelfall zu bestimmen. Maßgebend hiefür
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ist die aus der Nebenleistung erwachsende zusätzli-
che Belastung des Erziehers im Vergleich zu den im
§ 9 angeführten Leistungen."

5. Dem § 14 wird folgender Abs. 6 angefügt:

,,(6) § 6, § 7 Abs. 1, § 9 Abs. 3 und § 10 Abs. 10 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/
1993 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft."

Artikel 12

Die Bundesforste-Dienstordnung 1986, BGBl.
Nr. 298, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 873/1992, wird wie folgt geändert:

1. Im § 5 wird die Zitierung „§ 70 Abs. 2" durch
die Zitierung „§ 70 Abs. 4" ersetzt.

2. An die Stelle des $ 70 Abs. 1 treten folgende
Bestimmungen:

„(1) In Ausnahmefällen können im Dienstvertrag
Regelungen getroffen werden, die von diesem
Bundesgesetz abweichen. Solche Dienstverträge
sind als Sonderverträge zu bezeichnen und bedürfen
der Genehmigung des Bundeskanzlers und des
Bundesministers für Finanzen.

(2) Der Bundeskanzler kann im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen bei Bedarf
verbindliche Richtlinien für die einheitliche Gestal-
tung bestimmter Arten von Sonderverträgen festle-
gen. Für den Abschluß solcher Sonderverträge kann
vom Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen eine generelle Geneh-
migung erteilt werden.

(3) Bei Bedarf kann in den Richtlinien nach Abs. 2
auch bestimmt werden, daß der Abschluß solcher
Sonderverträge nur mit Inhabern bestimmter, in den
Richtlinien angeführter Arten von Arbeitsplätzen
zulässig ist."

3. § 70 Abs. 2 erhält die Bezeichnung „(4)".

4. Der bisherige § 95 d erhält die Absatzbezeich-
nung „(1)". Als neuer Abs. 2 wird angefügt:

„(2) § 5 und § 70 Abs. 1 bis 4 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft."

Artikel 13

Das Pensionsgesetz, BGBl. Nr. 340/1965, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 110/
1993, wird wie folgt geändert:

1. Im § 53 Abs. 3 entfallen die Worte „mit
Zustimmung des Bundesministeriums für Finan-
zen".

2. Dem § 53 Abs. 5 wird folgender Abs. 6
angefügt:

„(6) Die Dienstbehörde hat die Ruhegenußvor-
dienstzeiten im unmittelbaren zeitlichen Zusam-
menhang mit der Ernennung des Beamten anzu-
rechnen. Bei Universitäts(Hochschul)assistenten hat
die Dienstbehörde die Ruhegenußvordienstzeiten
spätestens im unmittelbaren zeitlichen Zusammen-
hang mit der Definitivstellung anzurechnen."

3. Im § 56 Abs. 5 entfallen die Worte „mit
Zustimmung des Bundesministeriums für Finan-
zen".

4. Dem § 58 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 53 Abs. 3 und 6 und § 56 Abs. 5 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993
treten mit 1. Juli 1993 in Kraft."

Artikel 14

Das Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl.
Nr. 159/1958, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 466/1991, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 Abs. 4 lautet:

„(4) Wenn es im Interesse der Bundestheater
gelegen ist, können auf Antrag der Bundestheater
und mit Zustimmung des Bundesministers für
Finanzen auch Bundes theaterbedienstete dem An-
wendungsbereich dieses Bundesgesetzes unterstellt
werden, die

1. die österreichische Staatsbürgerschaft nicht
besitzen oder

2. im Abs. 3 lit. n angeführt sind."

2. § 2 a Abs. 4 lautet:

„(4) Aus künstlerischen oder betrieblichen
Gründen kann der Fortbestand des Dienstverhält-
nisses über die Altersgrenze gemäß Abs. 3 hinaus
auf jeweils ein Jahr, bei Schauspielern auf jeweils
zwei Jahre, vertraglich vereinbart werden, wenn der
Bedienstete zu diesem Zeitpunkt

1. die für die Erlangung des Anspruches auf den
vollen Ruhegenuß erforderliche Dienstzeit
aufweist und

2. bei den Bundestheatern eine tatsächliche
Dienstzeit von mindestens zehn Jahren zu-
rückgelegt hat.

Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung des
Bundesministers für Finanzen."

3. Dem § 22 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) § 1 Abs. 4 und § 2 a Abs. 4 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft."

Artikel 15

Das Religionsunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 190/
1949, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 329/1988, wird wie folgt geändert:
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1. Im § 7 c Abs. 4 entfallen die Worte „und dem
Bundesminister für Finanzen".

2. Dem § 9 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) § 7 c Abs. 4 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 256/1993 tritt mit 1. Juli 1993 in
Kraft."

Artikel 16

Das Bundesgesetz über die Änderung von
Vollzugszuständigkeiten des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr, mit dem das
Eisenbahngesetz, das Eisenbahnbeförderungsge-
setz, das Kraftfahrliniengesetz, das Kraftfahrgesetz,
das Gefahrgutgesetz — Straße, das Gelegenheits-
verkehrsgesetz, das Luftfahrtgesetz, das Bundesge-
setz über den zwischenstaatlichen Luftverkehr, das
Seeschiffahrtsgesetz und das Schiffahrtsgesetz ge-
ändert werden, BGBl. Nr. 452/1992, wird wie folgt
geändert:

Artikel XII Abs. 1 lautet:

„(1) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes anhängige Verwaltungsverfahren
nach dem Gelegenheitsverkehrsgesetz und dem
Güterbeförderungsgesetz, welche nach Ablauf des
31. Dezember 1990 in erster Instanz anhängig
gemacht wurden, sind nach den Vorschriften dieses
Bundesgesetzes weiterzuführen."

Artikel 17

Das Berufsausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 142/
1969, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 23/1993, wird wie folgt geändert:

§ 36 lautet:

„§ 36. (1) Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich
seiner Stammfassung, BGBl. Nr. 142/1969, und der
Fassungen durch die Novellen durch die Bundesge-
setze BGBl. Nr. 22/1974, 399/1974, 475/1974,
232/1978, 381/1986 und 563/1986 zu den sich aus
diesen Bundesgesetzen ergebenden Zeitpunkten in
Kraft.

(2) Der § 2 Abs. 5 lit. f, § 2 Abs. 5 lit. g, § 2 a, § 2
Abs. 7, § 2 Abs. 8, § 3 a Abs. 1 und 2, § 4 Abs. 4 lit. d
und e, § 4 Abs. 6, § 4 Abs. 10, § 5 Abs. 2, § 5 Abs. 5,
6, 7 und 8, § 7 Abs. 1 lit. c, d und e, § 7 Abs. 3, § 12
Abs. 3 Z 6 lit. b, § 12 Abs. 4, 5, 6 und 7, § 13 Abs. 2
lit. e, § 13 Abs. 2 lit. f und g, § 13 Abs. 5, § 15 Abs. 3
lit. e, f und g, § 15 Abs. 4 lit. f, g und h, § 18 Abs. 2,
§ 19 Abs. 3, § 19 Abs. 4, § 20 Abs. 3 lit. g, h und i,
§ 23 Abs. 1, § 23 Abs. 3 lit. a, § 23 Abs. 5 lit. b, § 23
Abs. 8, § 27 Abs. 2, §§ 27 a, 27 b und 28, § 29 a
Abs. 5, § 29 g Abs. 1, § 29 h Abs. 3, § 30 a, §31
Abs. 2, § 31 Abs. 4 a, § 31 a Abs. 2 Z 1 lit. d, § 31 a
Abs. 2 Z 5, § 32 Abs. 1, § 32 Abs. 2, 3 und 4, § 33
Abs. 1, § 33 Abs. 1 a, § 34 a, § 35 in der Fassung des

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 23/1993 treten mit 1. Juli
1993 in Kraft.

(3) Die Aufhebung des § 13 Abs. 1 lit. b und des
§ 24 Abs. 2 erster Satz tritt mit Ablauf des 30. Juni
1993 in Kraft."

Klestil

Vranitzky

257. Bundesgesetz, mit dem behördliche
Zuständigkeiten der Bundesminister abgebaut

werden (Kompetenz-Abbaugesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
1977

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl.
Nr. 609, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 18/1993, wird wie folgt geändert:

1. §48 Abs. 1 lautet:

„(1) Wenn in Fällen von Streik oder Aussperrung
im Sinne des § 13 die Frage strittig ist, ob die
Arbeitslosigkeit die Folge eines durch Streik oder
Aussperrung verursachten Betriebsstillstandes ist,
entscheidet über diese Frage der zuständige
Verwaltungsausschuß des Landesarbeitsamtes. Ge-
gen die Entscheidung des Verwaltungsausschusses
ist eine Berufung nicht zulässig."

2. § 79 wird folgender Abs. 3 angefügt:

»0) § 48 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 257/1993 tritt mit 1. Juli 1993 in
Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt anhängige Verfah-
ren ist er jedoch noch nicht anzuwenden."

Artikel 2

Änderung des Kinder- und Jugendlichen-
Beschäftigungsgesetzes 1987

Das Bundesgesetz über die Beschäftigung von
Kindern und Jugendlichen 1987, BGBl. Nr. 599,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr: 175/
1992, wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes
auf Grund des § 6 ist eine Berufung nicht zulässig."
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2. § 34 wird folgender Abs. 3 angefügt:

,,(3) § 6 Abs. 8 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 257/1993 tritt mit 1. Juli 1993 in Kraft.
Auf zu diesem Zeitpunkt anhängige Verfahren ist er
jedoch noch nicht anzuwenden."

Artikel 3

Änderung des Mutterschutzgesetzes 1979

Das Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 833/1992, wird wie folgt geändert:

1. § 36 lautet:

„§ 36. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne
des § 5 Abs. 5 und des § 9 Abs. 4 ist

1. für die dem Arbeitsinspektionsgesetz 1993
unterliegenden Betriebe und für Privathaus-
halte die Bezirksverwaltungsbehörde;

2. für Betriebe, die der bergbehördlichen Auf-
sicht unterstehen, die Berghauptmannschaft
und

3. für Betriebe, die dem Bundesgesetz über die
Verkehrs-Arbeitsinspektion — VAIG 1987,
BGBl. Nr. 100/1988, unterliegen, die gemäß
§ 20 des genannten Bundesgesetzes zuständige
Behörde."

2. In § 39 wird die Absatzbezeichnung „(6)"
durch die Paragraphen- und Absatzbezeichnung
„§ 40. (1)" ersetzt; folgender Absatz wird angefügt:

„(2) § 36 und die Bezeichnung des früheren § 39
Abs. 6 als § 40 Abs. 1 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 257/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt
anhängige Verfahren sind sie jedoch noch nicht
anzuwenden."

Artikel 4

Änderung des Frauen-Nachtarbeitsgesetzes

Das Bundesgesetz über die Nachtarbeit der
Frauen, BGBl. Nr. 237/1969, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 209/1986, wird
wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 1 lautet:

„(1) In Betrieben mit mehrschichtiger Arbeits-
weise, in denen nach spätestens fünf Wochen ein
Schichtwechsel eintritt, dürfen Dienstnehmerinnen
bis 23 Uhr beschäftigt werden. Nach vorheriger
Anzeige an das Arbeitsinspektorat kann die
Frühschicht regelmäßig frühestens um 5 Uhr
beginnen, wenn die Spätschicht entsprechend früher
endet. Das Arbeitsinspektorat kann nach Anhörung
der gesetzlichen Interessenvertretungen der Dienst-
geber und der Dienstnehmer zulassen, daß die
Spätschicht regelmäßig spätestens um 24 Uhr endet,

wenn die Frühschicht entsprechend später beginnt,
oder daß die Frühschicht frühestens um 5 Uhr
beginnt und die Spätschicht spätestens um 24 Uhr
endet, wenn dies zur Herbeiführung des Fünftage-
wochenbetriebes unter Berücksichtigung der Ruhe-
pausen gemäß § 11 Abs. 1, 3, 5 und 6 des
Arbeitszeitgesetzes, BGBl. Nr. 461/1969, unbedingt
notwendig ist."

2. § 12 Abs. 2 wird als § 13 bezeichnet; nach § 12
Abs. 1 wird eingefügt:

„(2) § 4 Abs. 1 und die Bezeichnung des früheren
§ 12 Abs. 2 als § 13 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 257/1993 treten mit 1. Juli 1993 in
Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt anhängige Verfah-
ren sind sie jedoch noch nicht anzuwenden."

Artikel 5

Änderung der Bundesabgabenordnung

Die Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/
1961, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 448/1992 und die Kundmachung BGBl.
Nr. 648/1992, wird wie folgt geändert:

1. § 44 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Finanzlandesdirektion ist ermächtigt,
von der Geltendmachung einer Abgabepflicht in den
Fällen des Abs. 1 ganz oder teilweise abzusehen,
wenn andernfalls die Erreichung des von der
Körperschaft verfolgten gemeinnützigen, mildtäti-
gen oder kirchlichen Zweckes vereitelt oder
wesentlich gefährdet wäre. Eine solche Bewilligung
kann von Bedingungen und Auflagen abhängig
gemacht werden, die mit der Erfüllung der
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen
Zwecke zusammenhängen oder die Erreichung
dieser Zwecke zu fördern geeignet sind. Örtlich
zuständig ist jene Finanzlandesdirektion, in deren
Bereich die Abgabenbehörde erster Instanz gelegen
ist, die für die Erhebung der Umsatzsteuer der
Körperschaft zuständig ist oder es im Fall der
Umsatzsteuerpflicht der Körperschaft wäre."

2. § 323 Abs. 2 wird als § 324 bezeichnet; nach
§ 323 Abs. 1 wird eingefügt:

„(2) § 44 Abs. 2 und die Bezeichnung des
früheren § 323 Abs. 2 als § 324 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 257/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt
anhängige Verfahren sind sie jedoch noch nicht
anzuwenden."

Artikel 6

Änderung des Plasmapheresegesetzes

Das Plasmapheresegesetz, BGBl. Nr. 427/1975,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 45/1991, wird wie folgt geändert:
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1. § 1 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Plasmapherese darf nur unter der
verantwortlichen Leitung eines Arztes vorgenom-
men werden, der hiezu eine Bewilligung des
Landeshauptmannes besitzt."

2. § 2 letzter Satz wird aufgehoben.

3. § 13 lautet:

„§ 13. Der Landeshauptmann hat die gemäß § 1
Abs. 3 erteilte Bewilligung zurückzunehmen, wenn

1. die Voraussetzungen zur Erteilung der Bewil-
ligung weggefallen sind oder

2. der Arzt wegen Verletzungen der Vorschriften
dieses Bundesgesetzes oder der auf Grund
dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnun-
gen mindestens zweimal bestraft wurde."

4. Nach § 15 wird folgender § 15 a eingefügt:

„§ 15 a. Gegen Bescheide des Landeshauptman-
nes ist eine Berufung nicht zulässig."

5. § 16 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 1 Abs. 3, § 13 und § 15 a in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 257/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft. Mit demselben Zeitpunkt tritt
§ 2 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 427/1975 außer Kraft. Auf zu diesem
Zeitpunkt anhängige Verfahren ist jedoch noch die
bisherige Fassung des § 1 Abs. 3 sowie der §§ 2 und
13, nicht hingegen § 15 a anzuwenden."

Artikel 7

Änderung des Dentistengesetzes

Das Dentistengesetz, BGBl. Nr. 90/1949, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 45/1991, wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 6 lautet:

„(6) Gegen die Entscheidung des Landeshaupt-
mannes ist eine Berufung nicht zulässig."

2. § 11 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Gegen Verfügungen nach Abs. 1 oder 2 ist
eine Berufung nicht zulässig."

3. § 12 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Gegen eine Üntersagung nach Abs. 1 oder 2
ist eine Berufung nicht zulässig."

4. § 38 wird als § 39 bezeichnet; als neuer § 38
wird eingefügt:

„§ 38. § 7 Abs. 6, § 11 Abs. 4, § 12 Abs. 5 und die
Bezeichnung des früheren § 38 als § 39 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 257/1993
treten mit 1. Juli 1993 in Kraft. Auf zu diesem
Zeitpunkt anhängige Verfahren sind sie jedoch
noch nicht anzuwenden."

Artikel 8

Änderung des MTD-Gesetzes

Das Bundesgesetz über die Regelung der
gehobenen medizinisch-technischen Dienste
(MTD-Gesetz), BGBl. Nr. 460/1992, wird wie folgt
geändert:

1. § 15 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Gegen Bescheide des Landeshauptmannes
gemäß Abs. 1 und 3 ist eine Berufung nicht
zulässig."

2. § 30 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Eine Berufung gegen die Entscheidung des
Landeshauptmannes ist unzulässig."

3. § 31 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Eine Berufung gegen die Entscheidung des
Landeshauptmannes ist unzulässig."

4. § 32 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Eine Berufung gegen die Entscheidung des
Landeshauptmannes ist unzulässig."

5. Der bisherige Text des § 36 wird als Abs. 1
bezeichnet; als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) § 15 Abs. 4, § 30 Abs. 2, § 31 Abs. 2, § 32
Abs. 2 und die Bezeichnung des bisherigen Textes
des § 36 als Abs. 1 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 257/1993 treten mit 1. Juli 1993 in
Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt anhängige Verfah-
ren sind sie jedoch noch nicht anzuwenden."

Artikel 9

Änderung des Tierärztegesetzes

Das Tierärztegesetz, BGBl. Nr. 16/1975, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 45/
1991, wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 3 lautet:

„(3) Erfüllt der Bewerber die gesetzlichen
Voraussetzungen nicht, so hat die Bundeskammer
die Eintragung mit Bescheid zu versagen. Gegen
den Bescheid ist die Berufung an jenen Landes-
hauptmann zulässig, der für den in Aussicht
genommenen Berufssitz oder Dienstort oder —
wenn im Zeitpunkt der Antragstellung weder ein
Berufssitz noch ein Dienstort in Aussicht genommen
ist — für den Wohnsitz des Bewerbers zuständig ist.
Besteht auch kein inländischer Wohnsitz, so ist der
Landeshauptmann von Wien zuständig. Eine
weitere Berufung ist nicht zulässig."

2. Der bisherige Text des § 69 wird als Abs. 1
bezeichnet; als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) § 6 Abs. 3 und die Bezeichnung des
bisherigen Textes des § 69 als Abs. 1 in der Fassung



2448 97. Stück - Ausgegeben am 20. April 1993 — Nr. 257

des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 257/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt
anhängige Verfahren sind sie jedoch noch nicht
anzuwenden."

Artikel 10

Änderung des Fleischuntersuchungsgesetzes

Das Fleischuntersuchungsgesetz, BGBl. Nr. 522/
1982, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 45/1991, wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 4 lautet:

„(4) Der Landeshauptmann hat eine nach Abs. 3
vorgenommene Übertragung zurückzunehmen,
wenn die Voraussetzungen nach Abs. 3 nicht mehr
vorliegen. Gegen diese Entscheidung ist eine
Berufung nicht zulässig."

2. § 6 Abs. 6 wird als Abs. 7 bezeichnet; als Abs. 6
wird eingefügt:

„(6) Gegen einen Bescheid des Landeshauptman-
nes, mit dem die Beauftragung eines Fleischuntersu-
chungstierarztes widerrufen wird, ist eine Berufung
nicht zulässig."

3. In § 7 werden Abs. 5 und 6 als Abs. 6 und 7
bezeichnet; als Abs. 5 wird eingefügt:

„(5) Gegen einen Bescheid des Landeshauptman-
nes, mit dem die Beauftragung eines Fleischuntersu-
chers zurückgenommen wird, ist eine Berufung
nicht zulässig."

4. § 54 wird als § 55 bezeichnet; § 55 wird als § 56
bezeichnet; als neuer § 54 wird eingefügt:

„§ 54. § 4 Abs. 4, § 6 Abs. 6, § 7 Abs. 5 sowie die
Bezeichnung des früheren § 6 Abs. 6 als Abs. 7, des
früheren § 7 Abs. 5 und 6 als Abs. 6 und 7 und des
früheren § 54 als § 55 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 257/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt
anhängige Verfahren sind sie jedoch noch nicht
anzuwenden."

Artikel 11

Änderung des Tierseuchengesetzes

Das Tierseuchengesetz, RGBl. Nr. 177/1909,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 45/1991, wird wie folgt geändert:

1. § 15 a Abs. 2 lautet:

„(2) Wer andere als die in Abs. 1 genannten
Speisereste und wer Schlachtabfälle an Klauentiere
verfüttern will, bedarf hiefür einer Bewilligung der
Bezirksverwaltungsbehörde. Eine Bewilligung ist
nicht erforderlich, wenn im eigenen Haushalt des
Tierhalters angefallene Speisereste an Tiere des
eigenen Bestandes verfüttert werden."

2. § 58 Abs. 1 und 2 lautet:

„(1) Der Landeshauptmann entscheidet über die
Zu- oder Aberkennung der Entschädigung oder
Vergütung. Eine Berufung gegen diese Entschei-
dung ist nicht zulässig.

(2) Das Beschwerderecht steht auch dem Bund
durch die Finanzprokuratur zu."

3. Der bisherige Text des § 77 wird als Abs. 1
bezeichnet, als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) § 15 a Abs. 2, § 58 Abs. 1 und 2 sowie die
Bezeichnung des bisherigen Textes des § 77 als
Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 257/1993 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft. Auf zu
diesem Zeitpunkt anhängige Verfahren sind sie
jedoch noch nicht anzuwenden."

Artikel 12

Änderung des Vereinsgesetzes 1951

Das Vereinsgesetz 1951, BGBl. Nr. 233, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 648/
1987, wird wie folgt geändert:

1. §9 lautet:

„§ 9. Die Sicherheitsdirektion hat dem Verein,
wenn keine Üntersagung erfolgt oder eine solche im
Berufungsweg aufgehoben worden ist, auf dessen
Verlangen den Bestand nach Inhalt der vorgelegten
Statuten zu bescheinigen. Diese Bescheinigung
beweist die rechtliche Existenz des Vereines für den
öffentlichen und bürgerlichen Verkehr. Eine Beru-
fung gegen die Entscheidung der Sicherheitsdirek-
tion ist nicht zulässig."

2. § 12 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

„Gegen eine bescheidmäßige Erledigung ist die
Berufung an die Sicherheitsdirektion zulässig, die
endgültig entscheidet."

3. § 30 wird als § 31 bezeichnet. Als neuer § 30
wird eingefügt:

„§ 30. § 9, § 12 Abs. 3 und die Bezeichnung des
früheren § 30 als § 31 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 257/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt
anhängige Verfahren ist jedoch noch die bisherige
Fassung dieser Bestimmungen anzuwenden."

Artikel 13

Änderung der Genossenschaftsnovelle 1934

Die Genossenschaftsnovelle 1934, BGBl. II
Nr. 195, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 10/1991, wird wie folgt geändert:
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1. §8 Abs. 1 lautet:

„(1) Behörde im Sinne der vorhergehenden
Bestimmungen ist der Landeshauptmann, wenn es
sich aber um eine Genossenschaft handelt, die nach
dem Genossenschaftsvertrag zur Gewährung oder
Vermittlung von Krediten befugt ist, der Bundesmi-
nister für Finanzen. Gegen die Entscheidung des
Landeshauptmannes ist eine Berufung nicht zuläs-
sig."

2. § 8 Abs. 2 wird aufgehoben.

3. Nach § 11 wird folgender § 11 a eingefügt:

„§ 11 a. § 8 Abs. 1 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 257/1993 tritt mit 1. Juli 1993 in
Kraft. Mit demselben Zeitpunkt tritt § 8 Abs. 2
außer Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt anhängige
Verfahren ist jedoch noch die bisherige Fassung des
§ 8 anzuwenden."

Artikel 14

Änderung des Strafregistergesetzes 1968

Das Strafregistergesetz 1968, BGBl. Nr. 277,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 605/1987, wird wie folgt geändert:

1. § 10 Abs. 4 wird als Abs. 5 bezeichnet; als
Abs. 4 wird eingefügt:

„(4) Wird ein Antrag durch den Bürgermeister
oder die Bundespolizeibehörde abgelehnt, so hat in
letzter Instanz die Sicherheitsdirektion zu entschei-
den."

2. § 14 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 10 Abs. 4 und die Bezeichnung des
früheren Abs. 4 als Abs. 5 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 257/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt
anhängige Verfahren sind sie jedoch noch nicht
anzuwenden."

Artikel 15

Änderung des Forstgesetzes 1975

Das Forstgesetz 1975, BGBl. Nr. 440, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr: 576/
1987, wird wie folgt geändert:

1. § 170 Abs. 7 lautet:

„(7) In den Angelegenheiten des § 5, des § 19
Abs. 1 lit. b und des § 35 Abs. 2 endet der
Instanzenzug beim Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft."

2. § 179 wird folgender Abs. 4 angefügt:

,,(4) § 170 Abs. 7, die Bezeichnung des bisherigen
Textes des § 182 als Abs. 1 und § 182 Abs. 2 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 257/1993
treten mit 1. Juli 1993 in Kraft."

3. Der bisherige Text des § 182 wird als Abs. 1
bezeichnet; als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Auf Verfahren, die zu dem in § 179 Abs. 4
angegebenen Zeitpunkt anhängig sind, ist die
bisherige Fassung des § 170 Abs. 7 anzuwenden."

Artikel 16

Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes

Das Abfallwirtschaftsgesetz, BGBl. Nr. 325/
1990, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 417/1992, 715/1992 und 185/1993 wird wie
folgt geändert:

1. Art. I § 28 wird folgender Satz angefügt:

„Eine Berufung gegen den Bescheid des Landes-
hauptmannes ist nicht zulässig."

2. Art. VIII wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Art. I § 28 letzter Satz in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 257/1993 tritt mit 1. Juli
1993 in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt anhängige
Verfahren ist er jedoch noch nicht anzuwenden."

Artikel 17

Änderung des Hochschülerschaftsgesetzes 1973

Das Hochschülerschaftsgesetz 1973, BGBl.
Nr. 309, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 118/1991, wird wie folgt geändert:

1. § 22 Abs. 2 lautet:

„(2) Zur Erlassung von Bescheiden über die
Rechte und Pflichten der Mitglieder, insbesondere
über die Pflicht zur Leistung des Mitgliedsbeitrages
und der Beiträge gemäß § 20 Abs. 3 und 4, sind die
Hauptausschüsse zuständig. Gegen derartige Be-
scheide ist eine Berufung an den Zentralausschuß
der Österreichischen Hochschülerschaft zulässig.
Eine weitere Berufung ist nicht zulässig."

2. § 22 Abs. 4 lautet:

„(4) Auf Verfahren gemäß Abs. 2 ist das
Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991,
BGBl. Nr. 51, anzuwenden."

3. § 26 wird als § 27 bezeichnet; nach § 25 wird
eingefügt:

„Inkrafttreten

§ 26. § 22 Abs. 2 und die Bezeichnung des
früheren § 26 als § 27 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 257/1993 treten mit
1. Juli 1993 in Kraft. Auf zu diesem Zeitpunkt
anhängige Verfahren sind sie jedoch noch nicht
anzuwenden."
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Artikel 18

Änderung des Hochschul-Taxengesetzes 1972

Das Hochschul-Taxengesetz 1972, BGBl. Nr. 76,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 307/1992, wird wie folgt geändert:

1. § 11 Abs. 6 lautet:

„(6) Gegen Bescheide des Rektors ist die
Berufung an das oberste Kollegialorgan zulässig,
das endgültig entscheidet."

2. § 11 b Abs. 7 lautet:

„(7) Gegen Bescheide des Rektors ist die
Berufung an das oberste Kollegialorgan zulässig,
das endgültig entscheidet."

3. Die Überschrift vor § 12 lautet:

„Inkrafttreten"

4. § 12 Abs. 3 lautet:

„(3) § 11 Abs. 6, § 11 b Abs. 7, die Überschrift vor
§ 12 und § 13 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 257/1993 treten mit dem Beginn des
Wintersemesters 1993/94 in Kraft. Sie sind erstmals
auf Verfahren über Anträge anzuwenden, die sich
auf dieses Semester beziehen."

5. Nach § 12 wird angefügt:

„Vollziehung

§ 13. Mit der Vollziehung ist der Bundesminister
für Wissenschaft und Forschung betraut."

Klestil
Vranitzky


